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Ziff. 1 StGB), Schuldform (z. B. Vorsatz an Stelle 
von Fahrlässigkeit beim Tatbestand der Brandge­
fährdung), Teilnahmeform (z. B. Beihilfe statt Täter­
schaft) oder ein anderes Entwicklungsstadium der 
Tat (z. B. Versuch statt Vollendung) in Betracht 
kommen oder die Tat einen weiteren Tatbestand er­
füllt (vgl. Neumann, NJ, 1969/20, S. 644ff.). Ein 
„anderer Straftatbestand“ in diesem Sinne ist auch 
die über einen Straftatbestand des Besonderen Teils 
des StGB hinausgehende Strafverschärfung bei 
Rückfallstraftaten gern. § 44 StGB. Unerheblich ist, 
ob die veränderte Rechtslage für den Angeklagten 
eine mildere oder eine strengere Beurteilung zur 
Folge haben kann. Ein „anderer Straftatbestand“ 
kommt nicht in Betracht, wenn der in Anklage und 
Eröffnungsbeschluß angenommene schwere Fall 
wegfällt und dafür nur der Grundtatbestand anzu­
wenden ist (z. B. an Stelle § 116 StGB nur § 115 
StGB oder an Stelle § 165 Abs. 2 StGB Abs. 1 dieser 
Bestimmung). Auf veränderte Rechtslage braucht 
nicht hingewiesen zu werden, wenn die Tat im Er­
öffnungsbeschluß als Vergehen bezeichnet war, 
aber aus Gründen der Strafzumessung im Rahmen 
desselben Tatbestandes als Verbrechen beurteilt 
wird oder wenn eine Zusatzstrafe ausgesprochen 
werden soll (vgl. OG NJ, 1975/16, S. 491 ff.). Der 
Hinweis auf veränderte Rechtslage ist nicht erfor­
derlich, wenn der Angeklagte freigesprochen oder 
wenn über die Einstellung oder vorläufige Einstel­
lung des Verfahrens oder die Verweisung der Sache 
an ein anderes Gericht beschlossen werden soll.

1.3. Inhalt des Hinweises: Dem Angeklagten sind 
die aus der veränderten rechtlichen Beurteilung ent­
stehenden Folgen und die ihm zustehenden Rechte 
zu erläutern. Er muß erkennen können, um welche 
anderen rechtlichen Gesichtspunkte es sich handelt, 
welche Konsequenzen die Veränderung der Rechts­
lage für ihn hat und welche Anträge er stellen kann. 
Dazu müssen ihm alle Tatsachen vermittelt werden, 
die er wissen muß, um sein Recht auf Verteidigung 
voll wahrnehmen zu können.

1.4. Form des Hinweises: Der Hinweis muß dem 
Angeklagten persönlich und ggf. seinem Verteidiger 
vom Vorsitzenden zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
innerhalb der Hauptverhandlung - i.d. R. während 
der Beweisaufnahme - vor der Urteilsverkündung 
gegeben werden. Irgendeine andere Form des Hin­
weises (z. B. ein Vermerk auf der Ladung) genügt 
nicht (vgl. Beckert, NJ, 1981/8, S. 371 ff.). Der Hin­
weis ist zu protokollieren. Wird ein Antrag (z. B.

des Staatsanwalts auf Erteilung eines Hinweises an 
den Angeklagten) zurückgewiesen, ist sowohl der' 
Antrag als auch der Beschluß zu protokollieren.

1.5. Wirkung des Hinweises: Das Gericht ist bei der 
abschließenden Entscheidung nicht an die in dem 
Hinweis dargelegte Möglichkeit der rechtlichen Be­
urteilung gebunden. Es kann eine verurteilende Ent­
scheidung sowohl auf die im Eröffnungsbeschluß 
als auch auf die in dem Hinweis dargelegte Rechts­
auffassung stützen (vgl. §241 Abs. 3). Die Unterlas­
sung des Hinweises ist eine Gesetzesverletzung. Sie 
wird wegen des Verstoßes gegen §241 Abs.3 i.d. R. 
eine Verletzung des Rechts auf Verteidigung sein 
und zumindest wegen der Verletzung der Vorschrif­
ten über das Gerichtsverfahren bei Rechtsmittelein­
legung zur Urteilsaufhebung führen (vgl. Anm.6. zu 
§300).

1.6. Der Hinweis auf veränderte Rechtslage im 
Rechtsmittelverfahren muß dem Angeklagten oder 
bei dessen Abwesenheit seinem Verteidiger gegeben 
werden, wenn eine Selbstentscheidung gern. §301 
auf einer anderen rechtlichen Grundlage getroffen 
werden soll. In der zweitinstanzlichen Verhandlung 
kann der Hinweis auf eine veränderte Rechtslage 
unterbleiben, wenn das Gericht unter Aufhebung 
des angefochtenen Urteils die Sache an ein erstin­
stanzliches Gericht zurückverweist und in dem 
Rechtsmittelurteil das Tatgeschehen lediglich recht­
lich anders beurteilt. Wenn in einem Rechtsmittel­
oder Kassationsurteil eine andere Rechtsauffassung 
vertreten wird als in dem aufgehobenen Urteil, ist es 
jedoch notwendig, den Angeklagten in der erneuten 
Hauptverhandlung nochmals auf seine Rechte aus 
der veränderten Rechtslage hinzuweisen, damit er 
Stellung nehmen und Anträge stellen kann (vgl. 
OG-Urteil vom 22.7.1980 - 5 OSB 36/80).

2.1. Zur Unterbrechung oder Anberaumung einer 
neuen Hauptverhandlung vgl. Anm. 1.2. zu §217, 
Anm. 1.2. und 2.2. zu § 218. Ist nach Ansicht des Ge­
richts eine besondere Vorbereitung erforderlich, ist 
es verpflichtet, auch ohne Antrag eine Unterbre­
chung oder Anberaumung einer neuen Hauptver­
handlung zu beschließen. Wurde der Angeklagte be­
reits in einem Rechtsmittel- oder Kassationsurteil 
auf eine veränderte rechtliche Beurteilung hingewie­
sen, wird ein Antrag auf Unterbrechung oder Anbe­
raumung einer neuen Hauptverhandlung i.d.R. kei­
nen Erfolg haben, weil sich der Angeklagte auf die 
veränderte Rechtslage zwischenzeitlich ausreichend
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